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tet. Dies betr i f f t aufgrund der neuen Befristungsregelung m i t 
W i r k u n g z u m 28.12.2016 auch die Fälle, i n denen i m Führer
schein die Befristung bis z u m 50. Lebensjahr eingetragen ist. 

Grundlegende verfassungsrechtliche Bedenken gegen die 
rückwirkenden Regelungen, bei denen es sich u m eine g r u n d 
sätzlich zulässige unechte Rückwirkung handelt , bestehen 
nicht , so dass bei Nichtbeachtung der aktuellen Regelungen 
grundsätzlich eine Strafbarkeit wegen Fahrens ohne Fahrer
laubnis nach § 21 I Nr . 1 StVG i n Betracht k o m m t . 

Aufgrund der teilweise aber doch schwerwiegenden Auswir
kungen (drohende Strafbarkeit wegen Fahrens ohne Fahrer
laubnis; kosten- u n d zeitintensiver Erwerb der n u n m e h r erfor
derlichen Fahrererlaubnis Klasse D l ) ist eine gewisse „Über
gangsfrist" geboten, die bis 3 1 . Dezember 2017 angesetzt wer
den sollte u n d jedenfalls durch eine Einstellung des Verfah
rens nach § 153 StPO gewährleistet werden könnte. 

Auch w e n n sich ein Verkehrsteilnehmer grundsätzlich über 
die bestehenden Verkehrsregeln in formieren muss, werden 
bei derart grundlegenden Änderungen die Anforderungen an 
die Informat ionspf l icht etwas herabgesetzt werden müssen. 
Solange die betroffenen Fahrerlaubnisinhaber n i c h t gezielt, 
etwa durch die Fahrerlaubnisbehörden, angesprochen werden 
u n d auch keine umfassenden u n d ohne V^eiteres zugängli
chen Informat ionen i n den gängigen Medien (dh Medien die 

dem „durchschnitt l ichen" Verkehrsteilnehmer zur Verfügung 
stehen u n d als übliche Informat ionsquel len angesehen wer
den können [Funk, Fernsehen, Tageszeitungen u n d Zeitschrif
ten, Internet]) zu den neuen u n d rückwirkend geltenden 
Inha l ten der Fahrerlaubnis Klasse C l verfügbar sind, w i r d i m 
Einzelfall zumindest anfänglich, d h spätestens bis zur Veröf
f e n t l i c h u n g erster rechtskräftiger Gerichtsentscheidungen zu 
dieser Problematik, ein unvermeidbarer Verbots i r r tum nach 
§ 1 7 StGB die Strafbarkeit wegen Fahrens ohne Fahrerlaubnis 
ausschließen können. Dementsprechend müsste auch bei der 
begleitenden Ordnungswidr igkei t nach § § 3 1 Abs. 1 , 69a 
Abs. 5 Nr . 2 StVZO, 24 StVG ein unvermeidbarer Verbotsirr
t u m nach § 11 Abs. 2 O W i G a n g e n o m m e n werden. 

Fälle eines „reinen Formalverstoßes" wegen Fahrens ohne 
Fahrerlaubnis aufgrund einer rückwirkenden Einschränkung 
des bisherigen Umfangs der Fahrerlaubnis Klasse C l für Klein-
Busse dürften sich, sofern e in schuldausschließender unver
meidbarer Verbots i r r tum verneint w i r d - bei Fahrten bis e in
schließlich am 31.12.2017 - für die Einstel lung des Verfahrens 
nach § 1 5 3 StPO anbieten. Spätestens bis z u m 31.12.2017 
dürfte es jedem betroffenen Fahrerlaubnisinhaber möglich 
u n d zuzumuten sein, eine neue Fahrerlaubnis zu erlangen. Für 
die begleitende Ordnungswidr igkei t nach § § 3 1 Abs. 1 , 69a 
Abs. 5 Nr . 2 StVZO, 24 StVG käme dem entsprechend eine Ein
stellung des Verfahrens nach § 47 O W i G i n Betracht. 

Alpi & Co. - die Suche nach dem Kick u n d die 
charakterliche Fahreignung 
Prof. Dr. jur. Dieter Müller, Institut für Verkehrsrecht und Verkehrsverhalten, Bautzen, Regierungsrat 
Dr. jur. Adolf Rebler, Regensburg 

Nicht zuletzt der Strafprozess gegen den v o n der Staatsanwalt
schaft Bremen wegen Mordes angeklagten Motorradfahrer 
u n d YouTube-Star Alperen T. verdeutl icht e in bedeutendes 
Sicherheitsproblem der heutigen Zeit, nämlich die durch ein 
problematisches Selbstwertgefühl motivierte Geltungssucht 
i m Straßenverkehr. Der Angeklagte hatte i m Juni 2016 i n Bre
men während einer Fahrt m i t seinem Mo to r r ad einen Fuß
gänger getötet. Er fuhr dabei m i t einer Geschwindigkeit v o n 
ca. 100 km/h auf einer Straße, i n der die i n Orten erlaubte 
Höchstgeschwindigkeit v o n 50 km/h galt. Zudem f i l m t e er 
seine rasante Fahrt m i t einer Kamera. Die Staatsanwaltschaft 
sieht i n seinem Verhalten einen M o r d , w e i l er bei seiner Fahrt 
den Tod des Fußgängers b i l l igend i n Kauf n a h m ; denn er hatte 
bei dieser Geschwindigkeit keine Möglichkeit mehr, einer Kol
l ision m i t irgendeinem Fußgänger auszuweichen. Inzwischen 
wurde Alperen T. vor dem Landgericht Bremen wegen fahr
lässiger Tötung zu zwei Jahren u n d neun M o n a t e n Haft ver
urtei l t . 

M a n stellt sich nur die Frage: W a r u m wurde dieser Fahrer n i c h t 
schon viel früher auf seine Fahreignung überprüft? Schließlich 
waren seine Fahrten durch die Bremer Straßen auf seinem 
offenen YouTube-Channel für jedermann u n d auch für die 
Polizei u n d die Fahrerlaubnisbehörde einsehbar! Ist der Staat 
seiner Aufgabe nachgekommen, drohende Gefahren v o n den 

anderen Verkehrstei lnehmern abzuwehren? Dabei liegt es 
doch i n der Regel auf der Hand, dass die Tei lnahme eines für 
ungeeignet erachteten Kraftfahrers am Straßenverkehr zu 
erheblichen Gefahren für Leben, Gesundheit u n d Eigentum 
anderer Verkehrsteilnehmer führt, u n d dass ein solcher Kraft
fahrer zur Vermeidung der v o n i h m ausgehenden akuten 
Gefahr durch die A n o r d n u n g des Sofortvollzugs des Entzie
hungsbescheids schnellstmöglich v o n der weiteren Teil
nahme am motoris ierten Straßenverkehr auszuschließen ist.* 

Die Fahreignung und der Charakter 

Das M e r k m a l der „charakterlichen Eignung" taucht als Begriff 
weder i m Straßenverkehrsgesetz (StVG) n o c h i n der Fahrer
laubnis-Verordnung (FeV) auf, w i r d aber v o n der Rechtspre-
chung2 u n d Kommentarl i teratur^ aus dem Gesetzeswortlaut 
des § 2 Abs. 4 StVG geschlossen, w o es i n dessen Absatz 4 heißt: 

„Geeignet z u m Führen v o n Kraftfahrzeugen ist, wer die not 
wendigen körperlichen u n d geistigen Anforderungen erfüllt 
u n d n i c h t erheblich oder n i c h t wiederhol t gegen verkehrs-

1 B a y V G H , Beschluss vom 10.8.2011 - 11 C S 11.1271, Rn. 6, juris. 
2 V G H Baden-Württemberg, Urteil vom 12.12.2016 - 10 S 2406/14, juris. 
3 Dauer in : Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, 44. Aufl. 2017, § 3 

S t V G Rn. 16. 
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rechtliche Vorschriften oder gegen Strafgesetze verstoßen 
hat." 

Der entscheidende Passus z u m Charakter eines Fahrers tei l t 
sich i n drei Merkmale auf: 

• n icht erheblich gegen verkehrsrechtliche Vorschri f ten ver
stoßen, 

• n icht wiederholt gegen verkehrsrechtliche Vorschri f ten ver
stoßen oder 

• n icht gegen Strafgesetze verstoßen. 

Damit ist die Bandbreite der i n die Waagschale zu werfenden 
eignungsrelevanten Tatsachen gesetzlich abgesteckt. Nach § 2 
Abs. 2 Satz 1 Nr . 3 StVG k o m m t nämlich die Neuertei lung 
einer Fahrerlaubnis nur i n Betracht, w e n n die Kraftfahreig
n u n g positiv feststeht."* Vor diesem H i n t e r g r u n d muss eine 
Fahrerlaubnisbehörde i m Rahmen eines Verfahrens auf 
(Neu-)Erteilung einer Fahrerlaubnis alle ihr bekannt geworde
nen Tatsachen berücksichtigen, die Einfluss auf die Beurtei
lu n g der Kraftfahreignung haben.' ' 

Ausgefüllt w i r d diese gesetzliche Vorgabe durch verschiedene 
Vorschriften i n der FeV, wobei zunächst der § 11 Abs. 1 FeV i n 
seinem Satz 3 den Gesetzeswortlaut wiederhol t : 

„Außerdem dürfen die Bewerber nicht erheblich oder nicht wieder
holt gegen verkehrsrechtliche Vorschriften oder Strafgesetze versto
ßen haben, sodass dadurch die Eignung ausgeschlossen wird." 

Indem die Vorschrift den posit iven Zusatz „Außerdem dürfen 
die Bewerber" u n d den negativen Zusatz „ . . . , so dass dadurch 
die Eignung ausgeschlossen w i r d " hinzufügt, w i r d verdeut
l icht, dass die charakterliche Fahreignung n icht einfach unter
stellt werden darf, sondern i n einem Ausschlussverfahren fest
gestellt werden muss. 

In der Realität der Rechtsanwendung muss die Fahrerlaubnis
behörde dem Untersuchungsgrundsatz des § 24 Abs. 1 V w V f G 
folgen u n d den Sachverhalt v o n Amts wegen e r m i t t e l n . 

Das geschieht i n allen Fällen durch personenbezogene Abfra
gen i m Fahreignungsregister u n d i m Fahrerlaubnisregister 
gem. §§ 2 Abs. 7, 28 Abs. 2 Nr. 1 i . V . m . §§ 30 ff. StVG. Eine Bei
br ingung eines Führungszeugnisses nach den Vorschri f ten des 
Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) steht jedoch i m Ermes
sen der Fahrerlaubnisbehörde u n d w i r d i m Rahmen einer Ers
terteilung einer Fahrerlaubnis regelmäßig n i c h t verlangt. 
Dadurch erhält eine Fahrerlaubnisbehörde n i c h t automatisch 
sämtliche für die Überprüfung der charakterlichen Fahreig
n u n g relevanten Daten. Dabei wäre es zulässig, dass eine Fahr
erlaubnisbehörde sich auch v o n einem Ersterwerber einer 
Fahrerlaubnis regelmäßig ein Führungszeugnis gem. § § 3 0 ff. 
BZRG vorlegen lässt, u m dadurch überprüfen zu können, ob 
die Voraussetzungen gem. § 2 Abs. 4 StVG vorliegen oder ob 
Straftaten vorliegen, die eine Begutachtung der Fahreignung 
nahelegen. 

Diese Lücke i m System könnte durch die Vorschrif t des § 2 
Abs. 12 StVG kompensiert werden, wonach die Polizei den 
Fahrerlaubnisbehörden I n f o r m a t i o n e n über Tatsachen, die 
auf n icht nur vorübergehende Mängel h ins i ch t l i ch der Eig
n u n g oder auf Mängel h ins icht l i ch der Befähigung einer Per
son zum Führen v o n Kraftfahrzeugen schließen lassen, zu 

übermitteln hat . Eignungszweifel können sich nämlich auch 
aus Umständen ergeben, die der Fahrerlaubnisbehörde außer
halb eines Begutachtungsverfahrens bekannt geworden sind, 
wie etwa durch eine M i t t e i l u n g über e in laufendes Ermit t 
lungsverfahren.^ 

Die Fahreignung und das Fahreignungs-
Bewertungssystem 

Das Fahreignungsrecht geht, wie die Regelung des § 4 Abs. 5 
Nr . 3 StVG zeigt, grundsätzlich d a n n ohne Weiteres v o n der 
fehlenden charakterl ichen Eignung eines Fahrerlaubnisinha
bers z u m Führen v o n Kraftfahrzeugen aus, w e n n zu seinen 
Lasten die Höchstzahl der zu erreichenden Punkte i m Fahr
eignungsregister eingetragen ist. Lediglich i n diesem Fall kann 
eine Ordnungswidr igke i t die entscheidende, die Entziehung 
der Fahrerlaubnis rechtfertigende Z u w i d e r h a n d l u n g gegen 
Verkehrsvorschriften - allerdings nur i m Zusammenhang m i t 
den bereits zulasten des Fahrerlaubnisinhabers zuvor einge
tragenen Z uwid erhandl un gen - sein.'' 

Für den Fall, dass e in derart hoher Punktestand n i c h t zulasten 
des Fahrerlaubnisinhabers eingetragen ist, ist die Entziehung 
der Fahrerlaubnis dennoch n i c h t ausgeschlossen, wei l die 
Fahrerlaubnisbehörde auf der Grundlage v o n § 4 Abs. 1 Satz 3 
StVG auch außerhalb des Fahreignungsbewertungssystems, 
insbesondere nach § 3 Abs. 1 StVG, eine Fahrerlaubnis entzie
hen kann . Voraussetzung dafür ist allerdings eine sorgfältige 
Prüfung der Umstände des Einzelfalls. I n diesem Zusammen
hang können sämtliche Möglichkeiten des § 11 Abs. 3 ausge
schöpft werden. Demnach ist die Beibr ingung eines Gutach
tens einer a m t l i c h anerkannten Begutachtungsstelle für Fahr
e ignung (medizinisch-psychologisches Gutachten) zur Klä
r u n g v o n Eignungszweifeln i n den folgenden Fällen möglich: 

• bei e inem erheblichen Verstoß oder wiederhol ten Verstö
ßen gegen verkehrsrechtliche Vorschri f ten (Nr. 4), 

• bei einer erheblichen Straftat, die i m Zusammenhang m i t 
dem Straßenverkehr steht, oder bei Straftaten, die i m 
Zusammenhang m i t dem Straßenverkehr stehen (Nr. 5), 

• bei einer erheblichen Straftat, die i m Zusammenhang m i t 
der Kraft fahreignung steht, insbesondere w e n n Anhalts
punkte für ein hohes Aggressionspotenzial bestehen oder 
die erhebliche Straftat unter N u t z u n g eines Fahrzeugs 
begangen wurde (Nr. 6), 

• bei Straftaten, die i m Zusammenhang m i t der Kraftfahreig
n u n g stehen, insbesondere w e n n Anhal tspunkte für ein 
hohes Aggressionspotenzial bestehen (Nr. 7) u n d 

• w e n n die besondere V e r a n t w o r t u n g bei der Beförderung 
v o n Fahrgästen nach Absatz 1 zu überprüfen ist (Nr. 8). 

Die Tei lnahme an einem illegalen Autorennen stellt e in 
besonders rücksichtloses verkehrswidriges Verhalten dar u n d 
rechtfertigt die A n o r d n u n g einer medizinisch-psychologi-

4 V G H Baden-Württemberg, Urteil vom 27.7.2016 - 10 S 77/15, juris. 
5 O V G Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 4.7.2007 - 16 B 666/07, juris. 
6 O V G Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 4.7.2007 - 16 B 666/07, Rn. 1, 

juris. 
7 B a y V G H , Beschluss v o m 7.2.2012 - 11 C S 11.2708, Rn. 14, juris. 

52 I SVR 2/2017 



Müller/Rebler, Alpi & Co. - die Suche nach dem Kick und die charakterliche Fahreignung | A U F S Ä T Z E 

sehen Begutachtung gem. § 1 1 Abs. 3 Nr . 4 FeV.*̂  Weder die 
Systematik v o n § 11 Abs. 3 Satz 1 FeV noch der W o r t l a u t v o n 
Nr. 4 dieser Best immung zwingen aber zu der Annahme, dass 
die Befugnisnorm lediglich bei n icht strafbewehrten Verkehrs
verfehlungen einschlägig ist.^ Demnach darf nach dieser 
Rechtsgrundlage eine medizinisch-psychologische Begutach
tung auch nach einer Verkehrsstraftat angeordnet werden. 

Ob eine Straftat i m Sinne des § 11 Abs. 3 Nr . 5 FeV erheblich 
ist, richtet sich maßgeblich nach ihrem Bezug zur Fahreignung 
des betroffenen Fahrerlaubnisinhabers. Bei dieser i n d i v i d u e l 
len Bewertung sind alle Umstände des Einzelfalles m i t einzu-
beziehen u n d es ist dabei auch zu berücksichtigen, dass bereits 
eine Bewertung m i t Punkten i m Fahreignungsregister erfolgt 
ist u n d der Gesetzgeber gemäß § 4 StVG grundsätzlich davon 
ausgeht, dass der i n § 4 Abs. 5 StVG geregelte, abgestufte Maß
nahmenkatalog aus Ermahnungen u n d Verwarnungen regel
mäßig geeignet u n d ausreichend ist, den aus punktebewerte
ten Verkehrsverstößen oder Straftaten entstehenden Eig
nungsbedenken zu begegnen. U m dieses System zu verlassen, 
d .h . darüber hinausgehende Aufklärungsmaßnahmen i m H i n 
blick auf die Fahreignung gemäß § 4 Abs. 1 Satz 3 StVG zu 
rechtfertigen, müssen Besonderheiten den Einzelfall v o m 
Regelfall i m Sinne einer deut l ich erhöhten Gefährlichkeit für 
den öffentlichen Straßenverkehr abheben.*^ Ein Verhalten i m 
Anschluss an einen Unfa l l i m Zusammenhang m i t einer 
begangenen Verkehrsunfal l f lucht kann die i m Sinne des § 11 
Abs. 3 Nr. 5 FeV notwendige Besonderheit aufweisen, dass die 
Person den Unfa l l bemerkt u n d deshalb auch angehalten 
hatte, fo lgl ich m i t e inem Personenschaden grundsätzlich 
hatte rechnen müssen, aber ihre Fahrt fortsetzte, ohne sich 
dessen ausreichend zu vergewissern oder zumindest ihre Per
sonalien zu hinterlassen. Unabhängig v o m objektiven Aus
maß des Unfalls u n d v o m An te i l des eigenen Verschuldens 
könnte i n einem solchen Verhalten jedenfalls bei möglichen 
Personenschäden u n d gerade bei der Beteiligung v o n Kindern 
i m Straßenverkehr durchaus eine gesteigerte Gleichgültigkeit 
u n d Gedankenlosigkeit gegenüber den Interessen des ande
ren, schwächeren Verkehrsteilnehmers u n d Unfallopfers z u m 
Ausdruck k o m m e n , die auch Bedeutung i m H i n b l i c k auf seine 
allgemeine Eignung zum Führen v o n Fahrzeugen i m öffentli
chen Straßenverkehr haben könnte. 

Eine erhebliche Straftat i m Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 
FeV muss nicht „im Zusammenhang m i t e inem Kraftfahrzeug 
stehen", sondern ausdrücklich i m Zusammenhang m i t der 
Kraftfahreignung. Das ist bei einer gefährlichen Körperverlet
zung der Fall, weil sich aus ihr Anhal tspunkte für ein hohes 
Aggressionspotential des Fahrerlaubnisinhabers ergeben. 
Der Begriff „erheblich" ist nach der Gesetzesbegründung zur 
Änderungsverordnung zur Fahrerlaubnisverordnung v o m 
18. Juli 2008 n icht ohne Weiteres m i t „schwerwiegend" 
gleichzusetzen, sondern bezieht sich auf die Kraftfahreig
n u n g . D e r Bezug zur Kraftfahreignung setzt n i c h t voraus, 
dass für die Bejahung des Begriffs „erheblich" ein Pkw als M i t 
tel zur Straftat benutzt worden ist.'^ Ein ausreichender Bezug 
zur Kraftfahreignung liegt bereits dar in , dass eine Tat i n 
unmit te lbarem Zusammenhang m i t dem Verhalten als Fuß
gänger u n d der v o n i h m geäußerten Kr i t ik eines anderen Ver
kehrsteilnehmers als Kraftfahrzeugführer steht. Durch eine i n 
diesem Zusammenhang begangene vorsätzliche Körperverlet
zung hat eine solche Person auch ein hohes Aggressionspo

tent ial an den Tag gelegt. I n e inem solchen Fall bestehen 
begründete Zweifel daran, dass der Betroffene i m motorisier
ten Straßenverkehr die Rechte anderer Verkehrsteilnehmer 
respektieren w i r d u n d ob n i c h t aufgrund des zu erwartenden 
rücksichtslosen Durchsetzens eigener Interessen i n schwer
wiegender Weise die Rechte anderer verletzt werden.'"* 

Bei A n o r d n u n g e n gem. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr . 7 FeV handelt es 
sich u m solche Straftaten bzw. Sachverhalte, die v o n § 69 
Abs. 1 Satz 1 StGB n i c h t erfasst werden, weshalb die Eignungs
frage insoweit auch n i c h t Gegenstand eines Strafverfahrens 
ist. Diese Taten begründen jedoch regelmäßig einen Gefah
renverdacht, der eine Aufklärungsmaßnahme nach § 11 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 FeV erforderl ich werden lässt. Aus einer Kör
perverletzung zulasten eines 10jährigen, zwei t a tm eh rh e i t l i ch 
begangenen Sachbeschädigungen an f remden Kraftfahrzeu
gen u n d einem Verstoß gegen das Gewaltschutzgesetz i n Tat
einheit m i t Bedrohung („ich b r i n g d ic h u m " ) k a n n jedenfalls 
eine hohe emotionale Impulsivität u n d mangelnde Steue
rungsfähigkeit eines Fahrerlaubnisinhabers abgeleitet wer
den.*^ 

Das Punktsystem f indet nämlich gerade i n al len vorgenannten 
Fällen keine A n w e n d u n g , w e n n sich die N ot w en digk e i t frü
herer oder anderer M aß nahm en aufgrund anderer Vorschrif
ten, insbesondere der Entziehung der Fahrerlaubnis nach § 3 
Abs. 1 StVG, ergibt, was insbesondere d a n n der Fall ist, w e n n 
sich der Betreffende v o n allen anderen „Punktetätern" i n 
e inem solchen Maß negativ abhebt, dass es erforderl ich ist, 
seine Fahrerlaubnis unmi t te lbar e inzuziehen." ' Die Fahrer
laubnis ist i n e inem solchen Fall - unabhängig v o n der aktu
ellen Punktezahl - auch d a n n zu entziehen, w e n n deren Inha
ber nach einer vormal igen Entziehung der Fahrerlaubnis nach 
dem Punktsystem, der Vorlage eines posit iven medizinisch
psychologischen Gutachtens u n d der Neuertei lung der Fahr
erlaubnis b i n n e n kurzer Zeit u n d i n rascher Folge neuerl ich 
Zuwiderhandlungen i m Straßenverkehr begeht. ' ' ' 

Die Fahreignung beim ,,sensation-seeking'' auf 
Motorrädern^^ 

I m Extremsport oder gerade bei dem extrem ausgelebten 
„Hobby" des Motorradfahrens f i n d e n die sogenannten „Sen
sation Seekers" den v o n i h n e n gesuchten Nervenkitzel . Bei 
e inem solchen, an fahrerischen Extremen orientierten Mo to r 
radfahrer t r i t t an die Stelle eines echt erlebten Gefühls der 
Angst das Erleben eines selbst inszenierten Thri l l s . Diese 
geplanten Szenen sollen sich i m Wege einer Aufze ichnung des 
fahrerischen Erlebens auf Video zudem als choreografiertes 
Abenteuer auch noch digi ta l reproduzieren u n d m i t einer 
unbes t immten Anzahl v o n Fans mul t ip l iz ie ren lassen. Dazu 

8 V G Gelsenkirchen, Beschluss vom 2 7 . 9 . 2 0 1 6 - 7 L 2111/16, Rn. 10, juris. 
9 V G H Baden-Württemberg, Urteil vom 3.9.2015 - 10 S 778/14, Rn. 34, juris. 

10 V G Neustadt (Weinstraße), Beschluss vom 18.12.2012 - 1 L 986/12.NW, 
Rn. 7, juris, auch zum Folgenden. 

11 BayBGH, Beschluss vom 7 .1 .2013- 11 C 12.2212, R n . 2 2 , juris. 
12 BGBl . 1 1338, BR-Drucksache 302/08, S. 61. 
13 V G München, Beschluss vom 22.9.2014 - M 6b S 14.3454, Rn. 25, juris, 

auch zum Folgenden. 
14 B a y V G H , Beschluss v o m 14 .8 .2012-11 C 12.1746, Rn. 10, juris. 
15 V G H Baden-Württemberg, Urteil vom 27.7.2016 - 10 S 77/15, Rn. 39, juris. 
16 V G Gelsenkirchen, Beschluss vom 28.1.2013 - 7 1. 1516/12, juris. 
17 O V G Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 29.6.2011 - 16 B 212/11, juris. 
18 Die gleiche Argumentation gilt für die Teilnehmer an illegalen Autorennen 

im öffentlichen Verkehrsraum. 
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gehört der Plan, die bewusst waghalsigen Fahrten unbeschadet 
zu überstehen. Die anderen Verkehrsteilnehmer spielen i n 
diesem Film lediglich die Rolle v o n zufällig anwesenden Sta
tisten. Allerdings gibt es eine wicht ige Ausnahme: Für den Fall, 
dass die Fahrt n icht m i t der eigenen Helmkamera, sondern 
v o n einem die Fahrt begleitenden Kameramann gef i lmt w i r d , 
potenziert sich die Gefahr sogar noch, wei l der zweite Fahrer 
nicht nur ähnliche Fahraufgaben wie der „Star" des Filmes 
bewältigen muss, sondern daneben auch noch auf die richtige 
Perspektive achten muss, u m die Hauptperson r i cht ig i n Szene 
zu setzen.'^ 

Der richtige „Kick" entsteht n i c h t nur durch die Demonstra
t i o n der 100%igen fahrerischen Beherrschung des Motorrads, 
sondern gerade auch die - scheinbar spielerisch anmutende -
fahrerische Bewältigung der n i c h t unkompl iz ie r ten , we i l i m 
konkreten Fall ungeplanten Begegnungen m i t anderen Ver
kehrsteilnehmern. Diese spontanen Begegnungen m i t teils 
v o l l k o m m e n v o n diesem Geschehen überraschten Autofah
rern, Radfahrern u n d Fußgängern führen n i c h t selten auch zu 
mittels Video dokument ier ten Vergehen der konkreten 
Gefährdung des Straßenverkehrs gem. einer der Fallgruppen 
d e s § 3 1 5 c Abs. 1 N r . 2 S t G B . 

Für die Gruppe der 18- bis 24-Jährigen, aus der sich diese 
Motorradfahrer oft rekrutieren, besteht auch wei te rh in das 
höchste Risiko, bei e inem Verkehrsunfall verletzt oder getötet 
zu werden. Die M o t i v a t i o n , der Lebensstil u n d die Werthal 
tungen der Angehörigen dieser Gruppe w u r d e n unlängst i m 
Auftrag der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) d u r c h eine 
Repräsentativbefragung v o n 1.995 Personen intensiv unter
sucht.2" Dabei bestätigten sich frühere Forschungsergebnisse, 
indem sich junge Fahrer für fahrkompetenter^* halten, als sie 
es tatsächlich sind u n d sich zudem eine besondere Risiko
gruppe herauskristallisierte, die sich ihr riskantes Verhalten i m 
Straßenverkehr posit iv v o n den Mitg l iedern ihrer Peer-group, 
sprich: ihren gleichgesinnten Freunden u n d ihren Fans, 
zurückspiegeln lässt.^^ 

Einige Motorradfahrer verfügen über eigene YouTube-Chan-
nels, auf denen sie ihre waghalsigen Fahrmanöver, deren 
Videosequenzen zu einem großen Teil i m öffentlichen Ver
kehrsraum gedreht wurden , der interessierten Öffentlichkeit 
als eine Art einer modernen „Heldensaga" anpreisen.^-^ Aus 
verkehrsjuristischer Sicht sind bereits auf einen ersten Blick 
eindeutig Verkehrsordnungswidrigkeiten i m Bereich bedeu
tender Geschwindigkeitsverstöße gem. § 3 Abs. 3 StVO zu 
identifizieren, zudem eine große Menge an vorsätzlich began
genen Ordnungswidrigkeiten des verbotenen Spielens mittels 
Motorrädern auf der Fahrbahn gem. § 3 1 StVO, i n d e m z. B. 
Wheelies, d. h . das Fahren auf dem Hinterrad, demonstriert 
werden. Aus Sicht des Fahreignungsrechts sind erhebliche Ver
stöße u n d wiederholte Verstößen gegen verkehrsrechtliche 
Vorschriften i m Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr . 4 FeV erkenn
bar, die bei Bekanntwerden des jeweiligen Fahrers der örtlich 
zuständigen Fahrerlaubnisbehörde problemlos eine Beibrin
gung eines Gutachtens einer a m t l i c h anerkannten Begutach
tungsstelle für Fahreignung (medizinisch-psychologisches 
Gutachten) zur Klärung v o n Eignungszweifeln erlauben wür
den. Problematisch ist nur die Fragestellung, wie die Fahrer
laubnisbehörden an die erforderlichen Halter- u n d Fahrerda
ten gelangen können? 

Amtsermittlungsgrundsatz und Mitteilungspflicht 

Fahrerlaubnisbehörden müssen nach § 2 Abs. 7 Satz 1 StVG bei 
Antragstellern, die eine Fahrerlaubnis (wieder-)erlangen w o l 
len, gesetzlich verpf l i chtend anlassbezogen ermi t te ln , ob der 
Antragsteller z u m Führen v o n Kraftfahrzeugen, gegebenen
falls m i t Anhänger, geeignet u n d befähigt ist. M i t einer den 
Fallalternativen des § 11 Abs. 3 FeV folgenden A n o r d n u n g 
über die Vorlage eines Gutachtens würde die Fahrerlaubnis
behörde ihrer Pfl icht zur A m t s e r m i t t l u n g (§ 2 Abs. 7 S. 1 StVG) 
n a c h k o m m e n . D i e Fahrerlaubnisbehörde hat nach § 2 2 
Abs. 2 Satz 1 FeV v o n sich aus zu ermi t te ln , ob Bedenken gegen 
die Eignung des Bewerbers z u m Führen v o n Kraftfahrzeugen 
bestehen. Dies g i l t nach § 20 Abs. 1 Satz 1 FeV auch für die 
Neuertei lung einer Fahrerlaubnis nach vorangegangener Ent
z iehung oder nach vorangegangenem Verzicht. Haben die 
Mitarbeiter der Fahrerlaubnisbehörde jedoch keine positive 
Kenntnis v o n Tatsachen, die Eignungsbedenken auslösen, 
dürfen sie solche auch n i c h t unterstellen u n d den Bewerber 
etwa vorladen u n d insistierend b e f r a g e n . F a h r e r l a u b n i s b e 
hörden bedürfen für eine eigene Erforschung konkrete 
Anknüpfungspunkte, erst d a n n gi l t i m Fahrerlaubnisrecht wie 
al lgemein i m Ordnungsrecht , dass bereits die hinreichende 
Wahrscheinl ichkei t eines Schadens für die öffentliche Sicher
heit u n d O r d n u n g eine z u m Tätigwerden der Ordnungsbe
hörde berechtigende u n d gegebenenfalls verpfl ichtende 
Gefahr begründet u n d einen Gefahrenerforschungseingriff 
nach den Regeln der FeV rechtfertigt . 

Eine solche Ermitt lungsbefugnis besitzt allerdings die V o l l 
zugspolizei aufgrund der Generalermächtigung des jeweiligen 
Gefahrenabwehrgesetzes des Bundeslandes. So hat etwa die 
Polizei i n Baden-Württemberg innerhalb der durch das Recht 
gesetzten Schranken zur W a h r n e h m u n g ihrer Aufgaben die
jenigen Maßnahmen zu treffen, die ihr nach pflichtmäßigem 
Ermessen erforderl ich erscheinen ( § 3 Abs. 1 PolG BW).^^ Das 
wichtigste K r i t e r i u m zur Feststellung einer Gefahr ist - wie 
auch i m allgemeinen Recht der Gefahrenabwehr - die h i n r e i 
chende Wahrscheinl ichkei t eines Schadenseintritts. W i r f t 
demnach ein Polizeibeamter einen Blick auf ein markantes 
Video einer solchen YouTube-Plattform, kann er über die 
Beobachtung relevanter Szenen v o n Begegnungen des M o t o r 
radfahrers m i t anderen Verkehrstei lnehmern n i c h t nur auf 
konkrete Gefahren für andere Verkehrsteilnehmer, sondern 
auch auf einen potenziel len charakterlichen Eignungsmangel 
aufmerksam werden. Polizeirechtlich liegt eine konkrete 
Gefahr d a n n vor, w e n n i n dem zu beurtei lenden konkreten 

19 Ein Filmbeispiel findet sich in dieser Reportage aus der Schweiz http://ww 
w.watson.ch/Schweiz/Popul%C3%A4rkultur/243168580-Der-echte-%C2% 
ABGhost-Rider%C2%BB--Das-ist-das-Vorbild-des-T%C3%B6ff-Rowdies-vo 
n-St-Gallen. 

20 Bundesanstalt für Straßenwesen (Hrsg.), Wirkungsvolle Risikokommunika
tion für junge Fahrerinnen und Fahrer, Forschungsbericht M 249 aus der 
Reihe „Mensch und Sicherheit", Bergisch Gladbach 2014. 

21 BASt-Studie, S. 12. 
22 BASt-Studie, S. 100. 
23 Beispiele sind etwa die Videos von „Alpi fährt" (https: / /www.youtube.co 

m/watch?v=kdTGWt4NldY) ; „Grenzgänger Querly" (https://www.youtub 
e.com/watch?v=xKZQaLoNUxw) oder von „Teng84" (https://www.youtub 
e.com/watch?v=SzeolelRaSk&list=PLPOjapXRSkiXXKUdtDOBalJpwt:jzjAN 
k8&index=l) . 

24 V G Osnabrück, Beschluss vom 18.7.2013 - 6 B 40/13, Rn. 22, juris. 
25 Dauer in : Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, 44. Aufl. 2017, 

§ 2 2 FeV R n . 6 . 
26 O V G Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 25.10.2016 - 16 A 1237/14, Rn. 30, 

juris. 
27 G B l . 1992, 1, ber. S. 596, ber. 1993 S. 155. 
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Einzelfall i n überschaubarer Z u k u n f t m i t dem Schadensein
tr i t t hinreichend wahrscheinl ich gerechnet werden kann.^^ 
Aber auch die Feststellung einer abstrakten Gefahr für andere 
Verkehrsteilnehmer verlangt schon eine i n tatsächlicher H i n 
sicht genügend abgesicherte Prognose: Es müssen - bei 
abstrakt-genereller Betrachtung - i n der beobachteten Fahr
weise hinreichende Anhaltspunkte vorhanden sein, die den 
Schluss auf den drohenden Eintr i t t v o n Schäden rechtfertigen. 
Dabei liegt es i m Wesen derartiger Prognosen, dass die vor
hergesagten Ereignisse wegen anderer als der erwarteten 
Geschehensabläufe auch ausbleiben können. M . a. W . müssen 
die beobachteten Einzelheiten i n den Videosequenzen n i c h t 
nur einen rasanten Fahrstil belegen, sondern darüber hinaus 
auch die n icht fern liegende Möglichkeit, dass es während 
einer zukünftigen Fahrt des Motorradfahrers zu fahrerisch 
nicht mehr beherrschbaren Situationen k o m m e n kann, die 
Leib u n d Leben anderer Verkehrsteilnehmer konkret gefähr
den. Für eine solche Beurteilung bedarf es einer großen prak
tischen Erfahrung des die Filmszenen beurteilenden Polizei
beamten. 

W i r d diese konkrete Gefahr gesehen, besteht i n derartigen 
Situationen, i n denen aufgrund konkreter Anhal tspunkte der 
Verdacht besteht, dass das Verhalten des Motorradfahrers zu 
einem Schaden an einem polizei l ich geschützten Rechtsgut 
führen kann, auf der Grundlage der pol izei l ichen General
klausel unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
die erforderlichen Maßnahmen anordnen darf, u m den 
Gefahrenverdacht weiter abzuklären.^'^ Daher darf n u n auf der 
Grundlage der i n den Videos vorhandenen I n f o r m a t i o n e n 
(Fabrikat des Motorrades, Fabrikat der Motorradbekle idung, 
Art der Landschaft, Straßen, Gebäude etc.) i n e inem nächsten 
Schritt ermitte l t werden, welche Identität sich h inter dem 
Motorradfahrer verbirgt. Die Polizei ist m i t ihren Beamten i n 
diesem Sinne fachlich der Dreh- u n d Angelpunkt , ja quasi der 
erweiterte „Außendienst" der örtlich für den Wohns i tz des 
Fahrerlaubnisinhabers zuständigen Fahrerlaubnisbehörde. D. 
h . ohne die In format ionen der Polizei, die der Fahrerlaubnis
behörde nach der Erlaubnisnorm des § 2 Abs. 12 StVG melde
pf l i cht ig ist,-^" fehlen deren Mitarbei tern die notwendigen 
Informat ionen, u m notwendige Begutachtungen bei Ärzten 
und Verkehrspsychologen einzuleiten. 

Gesetzlich meldepf l icht ig sind generell die folgenden eig
nungsrelevanten Tatsachen: 

• Informat ionen über Alkoholmissbrauch ( innerhalb u n d 
außerhalb des Straßenverkehrs), 

• Informat ionen über die Einnahme v o n Drogen ( innerhalb 
u n d außerhalb des Straßenverkehrs), 

• Informat ionen über den Besitz v o n Drogen ( innerhalb u n d 
außerhalb des Straßenverkehrs), 

• In format ionen über Krankheiten u n d Mängel, die i n den 
Anlagen 4, 5 u n d 6 der Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) 
oder i n den amtl ichen Begutachtungsleit l inien zur Kraft
fahreignung aufgeführt sind u n d eben auch 

• I n f o r m a t i o n e n über charakterliche Eignungsmängel (z. B. 
erhebliche oder wiederholte Verkehrsverstöße, Straftaten 
m i t Aggressionspotenzial). 

Ist demnach die Identität des Motorradfahrers u n d Fahrer
laubnisinhabers v o n der Polizei e rmi t te l t worden , hat die Poli
zei zunächst zu prüfen, ob sich aus den Videosequenzen Ver
dachtsmomente einer Straftat ergeben, die gem. § 1 6 3 StPO 
über das Legalitätsprinzip zu e inem strafrechtl ichen Ermit t 
lungsverfahren führen müssten.^^ 

Bei fortbestehendem Gefahrenverdacht h i n s i c h t l i c h der cha
rakterl ichen Fahreignung muss das Ergebnis der Ermi t t lungen 
gem. § 2 Abs. 12 StVG an die örtlich zuständige Fahrerlaub
nisbehörde gemeldet werden. Die Fahrerlaubnisbehörden 
sammeln u n d speichern al lgemein die v o n der Polizei a m t l i c h 
u n d vollständig i n k l . des Aktenvorgangs i m Dupl ika t gemel
deten Informationen,^^ werten diese i m Rahmen des verwal
tungsrechtl ichen Amtsermittlungsgrundsatzes aus u n d ergrei
fen notwendige M a ß n a h m e n nach den Vorgaben des § 3 
Abs. 1 StVG sowie der § § 1 1 - 14, 46 FeV. Bei e inem M o t o r 
radfahrer der beschriebenen Art wäre i n der einfachsten Vari 
ante die A n o r d n u n g der Beibringung eines Gutachtens einer 
a m t l i c h anerkannten Begutachtungsstelle für Fahreignung 
(medizinisch-psychologisches Gutachten) gem. § 1 1 Abs. 3 
Nr . 4 FeV bei e inem festgestellten erheblichen Verstoß oder bei 
wiederhol ten Verstößen gegen verkehrsrechtliche Vorschrif
ten zu erwarten. 

Anschließend geben effizient arbeitende Fahrerlaubnisbehör
den der meldenden Polizeidienststelle eine Rückmeldung, 
welche M a ß n a h m e sie ergriffen hat . 

Bei einer konsequent am Sicherheitsgedanken der Verkehrssi
cherheit ausgerichteten Zusammenarbeit zwischen Polizei 
u n d Fahrerlaubnisbehörden könnten zukünftig Verkehrsun
fälle wie der tödliche Verkehrsunfal l i n Bremen u . U . d u r c h 
eine insoweit vorbeugende Begutachtung der Fahreignung 
auffälliger Motorradfahrer womöglich vermieden werden. 

28 BVerwG, Urteil v o m 20.8.2003 - 6 C N 4/02, Rn. 19, juris, auch zum Fol
genden. 

29 O V G Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 21.1.2002 - 21 A 5820/00, 
Rn. 5, juris. 

30 Zu der Mitteilungspflicht des § 2 Abs. 12 StVG grundlegend Müller, Dieter, 
Inhalte und Grenzen polizeilicher Mitteilungspflichten an Fahrerlaubnis
behörden, in : SVR 2007, S. 241 ff. 

31 Bundesanstalt für Straßenwesen (Hrsg.), Begutachtungsleitlinien zur Kraft
fahreignung, Stand: 1. Mai 2014, Heft M 115 aus der Reihe „Mensch und 
Sicherheit", Bergisch Gladbach 2014. 

32 Die strafprozessuale Bewertung sowie die erforderlichen Ermittlungsmaß
nahmen (Ermittlung IP-Adresse, Durchsuchung etc.) bleiben bei diesem 
Beitrag außer Betracht. 

33 Die Speicherung der gesammelten Daten ist über § 2 Abs. 12 StVG erlaubt; 
vgl. dazu Dauer in: Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, 44. Aufl. 
2017, § 2 StVG R n . 8 6 f . 
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